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Vorblatt 


Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 
[Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Klepsch, Ernesti, 
Damm, Dr. Zimmermann, Stahlberg, Dr. Marx (Kai- 
serslautern) und der Fraktion der CDU/CSU] 


A. Problem 

Anpassung der Leistungen in der Berufsförderung nach dem 
Soldatenversorgungsgesetz an die Leistungen und Möglich- 
keiten, die das Arbeitsförderungsgesetz bietet. 


B. Lösung 

Einbeziehung der Offiziere auf Zeit in die Berufsförderung. 
Bessere Berücksichtigung der Interessen der Soldaten auf Zeit 
bei der Durchführung der Fachausbildung. 

Einführung eines Wahlrechts zwischen allgemeinberuflichem 
Unterricht und finanzieller Entschädigung. Erstellung eines 
Berufsförderungsplans für jeden Zeitsoldaten. Wegfall der An- 
rechnung der Ubergangsgebührnisse auf Einkommen aus dem 
öffentlichen Dienst. 


C. Kosten 

Die Kosten des Entwurfs betragen ca. 20 Millionen DM. 
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Antrag 

der Abgeordneten Dr.Klepsch, Ernesti, Damm, Dr. Zimmermann, 
Stahlberg, Dr. Marx (Kaiserslautem) und 
der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Ändemng des Soldatenversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz besdilossen: 


Artikel 1 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bunde s- 
gesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert; 

a) Die Worte „in den Laufbahngruppen der 
Unteroffiziere und Mannschaften'' werden 
gestrichen. 

b) In Nummer 2 wird das Wort „eineinhalb" 
durch das Wort „zwei" ersetzt. 

c) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Verzichtet der Soldat auf Zeit mit einer 
Dienstzeit von mindestens acht Jahren auf 
seinen Anspruch auf Teilnahme am allgemei- 
nen beruflichen Unterricht, sind ihm dafür bei 
einer Dienstzeit von mindestens acht oder 
weniger als zwölf Jahren 6000 Deutsche 


Mark und bei einer Zeit von zwölf und mehr 
Jahren 12 000 Deutsche Mark zu gewähren. 
Das Wahlrecht muß spätestens drei Monate 
vor Beginn des allgemeinen beruflichen Un- 
terrichts ausgeübt sein, es sei denn, der 
Berechtigte wird ohne Verschulden an der 
Ausübung des Wahlrechts gehindert." 

2. § 5 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) in Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „in den 
Laufbahngruppen der Unteroffiziere und 
Mannschaften" und das Wort „eine" gestri- 
chen. 

b) In Absatz 7 Satz 2 werden hinter dem Wort 
„Jahr" die Worte „ , im Falle der Entlassung 
wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf eige- 
nes grobes Verschulden zurückzuführen ist, 
nach .einer Wehrdienstzeit von mehr als sie- 
ben Jahren, zwei Jahre" eingefügt. 

c) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Das Nähere über den Beginn der 
Fachausbildung, die Berücksichtigung der 
Interessen ides Ausbildungsberechtigten beim 
Übergang in eine andere Fachausbildung, die 
Berücksichtigung der Interessen ides An- 
spruchsberechtigten beim Widerruf der Be- 
willigung einer Fachausbildung sowie die 
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Erhöhung der Kosten beim Übergang in 
eine andere Fachausbildung bestimmt die 
Bundesregierung durch Re chtsver Ordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates." 

3. In § 5 a Abs. 1 und 2 werden jeweils die Worte 
„in den Laufbahngnuppen der Unteroffiziere und 
Mannschaften" gestrichen. 

4. In § 7 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. Folgende 
Sätze werden angefügt: 

„Soldaten, die sich auf mindestens vier Jahre 
verpflichten, sind spätestens vier Monate nach 
ihrer Verpflichtung über die Möglichkeit der 
ihnen zustehenden Fachausbildung, sowie über 
die Möglichkeiten des allgemeinen beruflichen 
Unterrichts persönlich zu unterrichten (Erstbera- 
tung). Hat er sich vor Eintritt in die Bundeswehr 
auf mindestens vier Jahre verpflichtet, so hat 
die Erstberatung spätestens vier Monate nach 
Eintritt in die Bundeswehr zu erfolgen. Nach der 
Erstberatung ist für jeden anspruchsberechtigten 
Soldaten auf Zeit ein Förderungsplan zu erstel- 
len und die notwendigen Maßnahmen für seine 
spätere Eingliederung in das zivile Leben zu er- 
greifen. Der Förderungsplan ist so zu gestalten, 
daß eine Arbeitsaufnahme im Anschluß an die 
Beendigimg des Dienstverhältnisses oder der 
Fachausbildung ermöglicht wird." 

5. In § 8 Abs. 5 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„§ 9 Abs. 7 Sätze 4 und 5, § 12 Abs. 3 und § 13 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes gelten entspre- 
chend für die Zeit des nach § 7 des Wehrpflicht- 
gesetzes auf den Grundwehrdienst anzurechnen-* 
den Wehrdienstes, wenn das Dienstverhältnis 
eines Soldaten auf Zeit mit einer Verpflichtungs- 
zeit von weniger als zwölf Jahren mit Anspruch 
auf Übergangsbeihilfe (§ 12 Abs. 1, § 13) endet." 

6. § 12 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „in den Lauf- 
bahngruppen der Unteroffiziere und Mann- 
ischaften" gestrichen. 

b) Absatz 6 wird gestrichen. Die bisherigen 
Absätze 7 bis 9 werden die Absätze 6 bis 8. 


c) In dem neuen Absatz 6 werden die Worte 
„oder 5" gestrichen, Folgender Satz wird an- 
gefügt: 

„Sind Anspruchsberechtigte nach Satz 1 nicht 
vorhanden, so ist die Ubergangsbeihilfe den 
Eltern oder Adoptiveltern zu gewähren." 

7. § 53 Abs. 6 erhält folgende neue Fassung: 

„(6) Auf Empfänger von Übergangsgebühren 
und ihre Hinterbliebenen sind die Absätze 1 
bis 5 nicht anzuwenden. Dies gilt nicht für Emp- 
fänger von Übergangsgebührnissen, denen ein 
Eingliederungsschein oder ein Zulassungsschein 
gewährt wurde." 

8. In § 74 Abs. 2 wird die Zahl „6" durch die Zahl 
„3" ersetzt und die Worte „Nr. 1 und 2" gestri- 
chen. 

9. § 79 a wird gestrichen. 


Artikel 2 

Ubergangsvorschriften 

Soldaten auf Zeit in der Laufbahngruppe der 
Offiziere, die aufgrund einer von der Verkün- 
dung dieses Gesetzes abgegebenen Verpflichtungs- 
erklärung in ihr Dienstverhältnis berufen 'sVorden 
sind, erhalten auf Antrag anstelle der Berufsför- 
derung (§§ 4, 5 und 5 a) die Ubergangsbeihilfe nach 
§12 Abs. 6 des Soldatenversorgungsgesetzes in der 
bis zum Inkrafttreten des Artikels 1 Nr. 5 dieses 
Gesetzes geltenden Fassung. 


Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt drei Monate nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 16. März 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Dr. Klepsch 
Ernesti 
Damm 

Dr. Zimmermann 
Stahlberg 

Dr. Marx (Kaiserslautern) 


2 



Deuts cher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/530 


Begründung 


Der Entwurf bezieht die Offiziere auf Zeit in die | 
Berufsförderung (allgemein beruflicher Unterricht ^ 
und Fachausbildung) mit ein. Dies ist notwendig, um ' 
insbesondere den längerdienenden Offizieren auf 
Zeit, die die mittlere Reife und eine berufliche Aus- j 
bildung besitzen, die gleichen Chancen der beruf- , 
liehen Förderung zu gewähren, wie den in der Vor- 
bildung vergleichbaren Unteroffizieren und Mann- 
schaften auf Zeit. Zugleich wurde für diejenigen län- 
gerdienenden Zeitsoldaten, denen ein Anspruch auf 
allgemein beruflichen Unterricht von einem bzw, j 
zwei Jahren (dieser Entwurf sieht für die Zeitsolda- | 
ten mit einer Verpflichtungszeit von 12 und mehr 
Jahren eine Erhöhung des allgemein beruflichen 
Unterrichts von eineinhalb auf zwei Jahre vor) zu- j 
steht, die Möglichkeit eingeräumt, zwischen dem all- | 
gemein beruflichen Unterricht und einer Geld- j 
entschädigung zu wählen. Diese Regelung stellt für 
diejenigen, deren Vorbildung ihren späteren beruf- i 
liehen Absichten entspricht, ein Anreiz dar, auch in 
den letzten zwei Jahren ihrer Dienstzeit noch Dienst 
in der Truppe zu tun. 

Ferner werden die Eltern und Adoptiveltern in den 
Personenkreis der für die Ubergangsbeihilfe An- 
spruchsberechtigten, falls keine anderen bevorrech- 
tigten Hinterbliebenen vorhanden sind, einbezogen. 
Die Anrechnung der Ubergangsgebührnisse nach 
§ 53 Abs. 6 in Verbindung mit § 79 a SVG fällt weg. 

Im einzelnen 

Artikel 1 

Zu Nummer 1 Buchstabe a 

Durch den Wegfall dieser Worte erhalten die Zeit- 
offiziere einen Anspruch auf allgemein beruflichen 
Unterricht, der bisher auf Unteroffiziere und Mann- 
schaften auf Zeit beschränkt war. Diese Regelung 
dient der Chancengleichheit der in der Vorbildung 
vergleichbaren Personenkreise bei den Mannschaf- 
ten und Unteroffizieren und Offizieren auf Zeit. 

Zu Nummer 1 Buchstabe b 

Die Verlängerung des allgemein beruflichen Unter- 
richts von eineinhalb auf zwei Jahren ist notwen- 
dig, weil die Kultusminister der Länder in abseh- 
barer Zeit Fachhochschulen einrichten. Durch die 
Verlängerung der Zeit für allgemein beruflichen 
Unterricht soll es denjenigen Zeitsoldaten, die die 
Fachhochschulreiife bzw. Fachoberschulreife anstre- 
ben, ermöglicht werden, dieses Ziel auch vom Un- 
terrichtsumfang her zu erreichen. 

Zu Nummer 1 Buchstabe c 

Das Wahlrecht wird all den Zeitsoldaten gerecht, die 
auf Grund ihrer Vor- und Ausbildung und ihres 


späteren beruflichen Zieles nicht beabsichtigen den 
allgemein beruflichen Unterricht im Rahmen der 
Berufsförderung in Anspruch zu nehmen. Sie stehen 
damit der Truppe ein bzw. zwei Jahre länger zur 
Verfügung und leisten damit einen Beitrag zum Ab- 
bau der Personallücke im Zeitsoldatenbereich. An- 
dererseits ist die Entscheidung für ein längeres Ver- 
bleiben bei der Truppe und damit der Verzicht auf 
den allgemein beruflichen Unterricht diesen Perso- 
nenkreis eher zumutbar, wenn sie dafür einen geld- 
werten Ausgleich erhalten. Das eingeräumte Wahl- 
recht führt auch nicht zu erhöhten Ausgaben, da der 
Soldat länger auf seinem Dienstposten bleibt und 
dort weiterhin Dienst tut. Ist er dagegen im allge- 
mein beruflichen Unterricht, so muß sein Dienst- 
posten neu besetzt und seine Besoldung auch wäh- 
rend der Berufsförderung (allgemein beruflicher Un- 
terricht) weiterbezahlt werden. Das vorgesehene 
Wahlrecht führt daher zu Einsparungen. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a 

Diese Änderung ist bedingt durch die Änderung in 
Nummer 1 Buchstabe a. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b 

Die Teilnahme am allgemein beruflichen Unterricht 
ist auf das letzte bzw. auf die letzten zwei Jahre 
beschränkt. Daher soll denjenigen, die ohne grobes 
Verschulden wegen Dienstunfähigkeit entlassen wer- 
den und mehr als sieben Jahre Dienst getan haben, 
aber nicht so viel Dienstjahre erreicht haben, daß 
sie den allgemein beruflichen Unterricht absolvieren 
oder an ihm teilnehmen konnten, ein Ausgleich über 
die Fachausbildung gewährt werden. 

Zu Nummer 2 Buchstabe c 

Die Neufassung des § 5 Abs. 8 Soldatenversorgung 
war notwendig, weil in der bisherigen Fassung 
des Absatzes 8 nicht deutlich genug hervorging, daß 
die beruflichen Vorstellungen des anspruchsberech- 
tigten Zeitsoldaten Vorrang von Überlegungen der 
Verwaltung haben. Es handelt sich bei dieser Be- 
stimmung nicht nur um eine Maßnahme der Versor- 
gung, sondern auch um eine Maßnahme der Für- 
sorge. Dieser muß insbe/sondere dann der Vorrang 
eingeräumt werden, wenn sich herausstellt, daß der 
Anspruchsberechtigte für die von ihm zunächst in 
Aussicht genommene Fachausbildung nicht geeignet 
ist. 


Zu Nummer 3 

Die Änderung ist durch Nummer 1 Buchstabe a be- 
dingt. 
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Zu Nummer 4 

Diese Einfügung ist notwendig, damit jeder Zeit- 
soldat, der sich für einen längeren Zeitraum bei der 
Bundeswehr verpflichtet, rechtzeitig über die Mög- 
lichkeiten der Berufsförderung in der Bundeswehr 
unterrichtet wird. Diese Unterrichtung hat persön- 
lich zu erfolgen. Es ist nicht der Sinnn dieser Ände- 
rüng vor 20 oder 30 Zeitsoldaten eine allgemeine 
Unterrichtung vorzunehmen, sondern jeder einzelne 
Zeitsoldat soll eine individuelle Unterrichtung über 
die Möglichkeiten der Berufsförderung erhalten. Da 
das für die Bundeswehrverwaltung ange/sichts der 
Personalknappheit nicht einfach ist, böte sich an, die 
gesamte Berufsförderung und die dazugehörende 
Betreuung und die Zuständigkeit der Arbeitsver- 
waltung zu übernehmen. Dafür spräche, daß die 
Arbeitsverwaltung einmal die größte Erfahrung auf 
dem Gebiet der Umschulung, der Arbeitsvermittlung 
und der Beratung von Arbeitnehmern besitzt, zum 
anderen durch ihre zahlreichen nachgeordneten Be- 
hörden, die bis in die kleineren Garnisonsstädte 
reichen, eine ausreichende Kapazität für die Erfül- 
lung dieser Aufgaben mitbringt. 

Zu Nummer 5 

Diese Ergänzung war notwendig, um Zeitsoldaten 
mit einer kürzeren Verpflichtung (bis zu vier Jah- 
ren) hinsichtlich der Anrechnung der Grundwehr- 
dienstzeit von 18 Monaten auf ihren späteren be- 
ruflichen Werdegang mit Grundwehrdienstleisten- 
den gleichzustellen. Soldaten, mit einer kürzeren 
Verpflichtungszeit als vier Jahre, erhalten Uber- 
gangsbeihilfe und Übergangsgebührnisse, nicht aber 
allgemein beruflichen Unterricht und die Fachausbil- 
dung. Die Gleichstellung mit den Grundwehrdienst- 
leistenden ist daher auch aus diesen Gesichtspunk- 
ten gerechtfertigt. 

Zu Nummer 6 Buchstabe a 

Die Änderung ist bedingt durch die Änderung unter 
Nummer 1 Buchstabe a. 

Zu Nummer 6 Buchstabe b 

Diese Streichung ist bedingt durch die Änderung in 
Nummer 1 Buchstabe a. Die erhöhte Übergangs- 
beihilfe für Offiziere auf Zeit, die allgemein beruf- 
lichen Unterricht und Fachausbildung erhalten, ist 
nicht mehr gerechtfertigt. 


Zu Nummer 6 Buchstabe c 

Die Einbeziehung der Eltern in den berechtigen 
Personenkreis ist dadurch notwendig, weil sie in 
aller Regel die Schulden und in Unglücksfällen die 
Folgekosten übernehmen. 

Zu Nummer 7 

Die Anrechnung der Übergangsgebührnisse auf die 
Einkünfte aus einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst 
widerspricht dem Charakter der Dienstzeitversor- 
gung für Zeitsoldaten. Diese Versorgung wird ge- 
währt, damit der Zeitsoldat sich auf die anderweiti- 
gen Umstände einer zivilen Tätigkeit einstellen 
kann. Die Versorgung ist deswegen auch befristet. 
Dies ist der wesentliche Unterschied zwischen der 
Versorgung des Berufssoldaten und Berufsbeamten 
und der Versorgung des Soldaten auf Zeit. Beim Be- 
rufsbeamten und beim Berufssoldaten ist die Auf-- 
nahme einer Tätigkeit nach der Pensionierung auch 
im öffentlichen Dienst die Ausnahme. Der Status des 
Berufsbeamten und Berufssoldaten ist anders als der 
der Nummer 5. Beim Zeitsoldaten ist die Widerauf- 
nahme einer Tätigkeit nach seiner Entlassung aus 
der Bundeswehr zwingend notwendig. Die Anrech- 
nung der Übergangsgebührnisse auch auf ein Ein- 
kommen aus dem öffentlichen Dienst wird daher 
den besonderen Umständen des Zeitsoldaten nicht 
gerecht. 

Zu Nummer 8 

Die Änderung ist durch die Änderung der Nummer 1 
Buchstabe a bedingt. 

Zu Nummer 9 

Die Streichung ist durch die Änderung der Num- 
mer 7 bedingt. 

Artikel 2 

Die Übergangsvorschrift dient der Besitzstandswah- 
rung der Offiziere auf Zeit. 

Artikel 3 

Durch die vorgenannten Änderungen sind Umstel- 
lungen in der Verwaltung notwendig. Das Gesetz 
räumt daher eine Umstellungszeit von drei Mona- 
ten ein. 
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